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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Siebenundzwanzigsten Verordnung 
über Zollsaizänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Entwurf einer Siebenundzwanzigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gegeben worden ist, mit Zustim- 
mung des Bundestages: 

§ 1 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichneten Waren werden bis auf 
weiteres wie folgt geändert: 


Nr. 

Tarif- 

nummer 

Bezeichnung der Waren 

Bisheriger 
Zollsatz 
°/o des Wertes 

Neuer 
Zollsatz 
% des Wertes 

1 

aus 2905 

Anmerkung. 

Isopropylalkohol zur Umwandlung in Aceton zur Her- 
stellung von Polymethacrylaten, unter Zollsicherung 
vom 1. Januar 1955 bis 30. Juni 1956 I 

j 

bis 

31.12.1954 

frei 

ab 

1.1.1955 

25 

frei 

2 

aus 2920 

i 

! 

Anmerkung. 

Aceton zur Herstellung von Polymethacrylaten, unter 
Zollsicherung vom 1. Januar 1955 bis 30. Juni 1956 . 

bis 

31.12.1954 

frei 

ab 

1. 1.1955 
35 

frei 
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§2 

Der Bundesminister ider Finanzen kann für 
die Zeit vom 1. Januar 1955 bis zum Inkraft- 
treten dieser Verordnung anstelle der Zoll- 
Sicherung einen anderen Nachweis für die be- 
stimmungsgemäße Verwenidung zulassen. 

§3 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (BundesgesetzbLl 
S. 1) auch im Land Berlin. 

§4 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Zu § 1 

A. Isopropylalkohol wird in Aceton um- 
gewandelt. Aus Aceton werden Polymetha- 
crylate hergestellt, die als Plexiglas und Plexi- 
gum in den Handel kommen. 

Der Deutsche Zolltarif gewährte für 

a) „Isopropylalkohol zur Umwandlung in 
Aceton zur Herstellung von Methacrylat 
für Plexiglas und Plexigum“ und für 

b) „Aceton zur Herstellung von Metha- 
crylat für Plexiglas und Plexigum“ 

unter Zollsicherung bis zum 31. Dezember 

1953 ZoUfreiheit (Anmerkungen zuTarifnrn. 
2905 und 2920). 

Diese Regelung wurde durch die Dreizehnte 
Verordnung über Zollsatzänderungen vom 
25. Mai 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 127) für 
die Zeit vom 1. Januar 1954 bis zum 31. De- 
zember 1954 verlängert. Die Bundesregierung 
war bei der Begrenzung bis zum 3 1 . Dezember 

1954 von der Annahme ausgegangen, daß die 
inländische Erzeugung an Isopropylalkohol 
oder Aceton in einem Ausmaß steigen würde, 
daß ab 1. Januar 1955 ider Bedarf der Plexi- 
glashersteller gedeckt werden könnte. 


B. Bei den Beratungen über die Individuelle 
Zollsenkung wurde jedoch festgestellt, daß 
die inländische Erzeugung auch im 1. Halb- 
jahr 1955 den Bedarf an Isopropylalkohol 
und Aceton noch nicht decken kann. Es wur- 
den deshalb in den Entwurf einer Neun- 
zehnten Verordnung über Zollsatzänderun- 
gen (Individuelle Zollsenkung) folgende Be- 
stimmungen aufgenommen: 

Ifd. Nr. 

3 4 Isopropylalköbol, ausgen. 

seine Derivate zur Umwand- 
lung in Aceton zur Herstel- 
lung von Polymethacrylaten 
unter Zollsicherung . . . frei 

lfd. Nr. 

37 Aceton zur Herstellung von 

Polymethacrylaten unter 
Zöllsicherung frei 

„Plexiglas“ und „Plexigum“ sind Waren- 
zeichen. Der Entwurf der Neunzehnten Ver- 
ordnung vermeidet deshalb diese Bezeich- 
nungen. Die neue Fassung ändert aber den 
Umfang der begünstigten Waren nicht. Die 
Individuelle Zollsenkung sieht Zollfreiheit 
für Isopropylalkohol und Aceton bis zum 
30. Juni 1955 vor. » 
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C. Bel dem Umfang der Individuellen Zoll- 
senkung (765 Positionen) ist es zweifelhaft, 
ob die Neunzehnte Verordnung über Zoll- 
satzänderungen vor dem 1, Januar 1955 ver- 
kündet wird. Ein rückwirkendes Inkraft- 
treten ist in dieser Verordnung nidit vor- 
gesehen. Das hat zur Folge, daß die Einfuh- 
ren an Isopropylalkohol und Aceton vom 
1. Januar 1955 bis zum Inkrafttreten der 
Neunzehnten Verordnung verzollt werden 
müßten. Es ist aber notwendig, Zollfreiheit 
für Isopropylalkohol und Aceton an- 
schließend an den 31. Dezember 1954 zu 
gewähren, um 'den beteiligten Industrien die 
wirtschaftliche Welterarbeit zu ermöglichen. 
Bei dieser Sachlage erscheint es wünschens- 
wert, die Verlängerung der Zollfreiheit für 
Isopropylalkohol und Aceton außerhalb des 
Rahmens der Individuellen Zollsenkung 
sicherzustellen und durch eine besondere Ver- 
ordnung festzulegen, die — auch wenn sie 
nach dem 1. Januar 1955 in Kraft tritt — 
den Anschluß an die durch die Dreizehnte 
Verordnung über Zollsatzänderungen ge- 
schaffene Regelung herstellt. 


Die Zollfreiheit ist im vorliegenden Entwurf 
— im Gegensatz zu dem Entwurf einer 
Neunzehnten Verordnung über Zollsatz- 
änderungen — bis zum 30. Juni 1956 be- 
fristet. 

Zu diesem Zeitpunkt kann mit einer aus- 
reichenden Herstellung von Isopropylalkohol 
oder Aceton in der Bundesrepublik gerechnet 
werden. 

Zu § 2 

Es liegt in der Natur des Zollsicherungs- 
verkehrs, daß eine bereits zum freien Ver- 
kehr abgefertigte Ware einer Zollsicherung 
nicht nachträglich unterworfen werden kann. 

Der § 2 des vorliegenden Entwurfs soll des- 
halb bei einem Inkrafttreten nach dem 
1. Januar 1955 den Bundesminister der 
Finanzen ermächtigen, einen anderen Nach- 
weis als die Zollsicherung für die bestim- 
mungsgemäße Verwendung von Isopropyl- 
alkohol oder Aceton zuzulassen, um die Zoll- 
freiheit rückwirkend gewähren zu können. 
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